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Auftrag online finden:
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nü Benachrichtigungen per E-Mail

nü Vergabeunterlagen online
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Aktuelle
Ausschreibungen
warten auf Ihren Abruf
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na-Winter nicht noch einmal ge-
schlossen werden. Um die Infekti-
onsgefahr zu reduzieren, gibt die
Regierung Geld für Luftfilter in
Klassenzimmern. Der Nutzen der
Luftfilter ist umstritten. Das Um-
weltbundesamt rät zu fest instal-
lierten Belüftungsanlagen.
> ANGELIKA RESENHOEFT, DPA

Seit März 2021 seien pandemie-
bedingt 41 mobile Luftfilteranla-
gen an den Hofer Schulen für die
Verbesserung der Luftqualität in
den Innenräumen mit kleinen
Fenstern vorhanden. Die 379 neu-
en Geräte sollten auch als Ersatz
für die bisherigen dienen.Die
Schulen sollten im zweiten Coro-

zuwarten“, sagte Oberbürger-
meisterin Döhla. Juristische Aus-
einandersetzungen seien nicht
ausgeschlossen, Geld sei für die
Anlagen noch nicht bezahlt wor-
den. Die 379 Geräte waren den
Angaben zufolge nach der EU-
weiten Ausschreibung an die
Schulen geliefert worden.

von dem die Anlagen stammen,
war für eine Stellungnahme zu-
nächst nicht erreichbar.

Die Stadt Hof sei allen Ver-
pflichtungen nachgekommen und
„habe mit erheblichem Aufwand
versucht, die Situation zu bereini-
gen. Die Verhandlungen dauern
weiter an, ihr Ausgang bleibt ab-

Firma fristgerecht und den techni-
schen Vorgaben entsprechend ge-
liefert“, sagte Oberbürgermeiste-
rin Eva Döhla (SPD).

„Nachdem die Geräte aber tech-
nische Mängel aufweisen und eine
Nachbesserung bisher nicht statt-
fand, wollen wir vom Vertrag zu-
rücktreten.“ Das Unternehmen,

Die Stadt Hof in Oberfranken
will 379 in Schulen eingesetzte
Luftreinigungsgeräte dem Herstel-
ler zurückgeben, weil sie mangel-
haft sein sollen. Das teilte das Rat-
haus am Dienstag mit. „Unsere
Schulen wären seit Monaten voll-
umfänglich mit Luftfiltergeräten
ausgestattet, hätte die beauftragte

Hof will 379 Geräte zurückgeben

Luftfilteranlagen wohl mangelhaft

Besondere Vertragsbedingungen
i.S.d. § 8 EU Abs. 2 Nr. 2 Satz 2
VOB/A eingeordnet würden.
Denn auch Besondere Vertrags-
bedingungen erlauben kein so
grundlegend von der VOB/B ab-
weichendes Regelwerk, so die
Münchner Nachprüfungsbehör-
de. > HOLGER SCHRÖDER

Der Autor ist Fachanwalt für Vergabe-
recht bei Rödl & Partner in Nürnberg.

traggeber ein tiefgreifend geän-
dertes Regelwerk vorgesehen, das
sich in Teilen maßgeblich am
Bauvertragsrecht des BGB orien-
tierte. Ein solches gegenüber der
VOB/B gravierend geändertes
Vertragswerk lässt § 8a EU Abs. 2
Nr. 1 Satz 3 VOB/A bei öffentli-
chen Bauausschreibungen aber
gerade nicht zu. An diesem Er-
gebnis würde sich auch nichts än-
dern, wenn die Regelungen als

auch in Betracht, wenn die
VOB/B Öffnungsklauseln
(„wenn nichts anderes vereinbart
ist“) vorsieht.

Die im vorliegenden Sachver-
halt getroffenen Änderungen ge-
hen nach Auffassung der süd-
bayerischen Vergabekammer weit
über zulässige Konkretisierungen
oder in der VOB/B vorgesehene
Ausgestaltungen hinaus. Viel-
mehr hatte der öffentliche Auf-

sieren oder näher ausgestalten.
Eine Konkretisierung kommt
zum Beispiel bei unbestimmten
Rechtsbegriffen in der VOB/B in
Betracht. Eine nähere Ausgestal-
tung ist beispielsweise möglich,
wenn die VOB/B eine gesonder-
te Abrede zwischen den Parteien
verlangt. Das ist etwa bei Aus-
führungsfristen oder Vertragsstra-
fen der Fall. Eine Konkretisie-
rung und Ausgestaltung kommt

schäftsbedingung verliert. Aus-
nahmsweise können öffentliche
Auftraggeber, die ständig Bau-
leistungen vergeben, die VOB/B
für die bei ihnen allgemein gege-
benen Verhältnisse durch Zu-
sätzliche Vertragsbedingungen
ergänzen. Diese dürfen den Re-
gelungen der VOB/B nach § 8a
EU Abs. 2 Nr. 1 Satz 3 VOB/A
allerdings nicht widersprechen,
sondern sie allenfalls konkreti-

Mit europaweiter Auftragsbe-
kanntmachung hat ein öf-

fentlicher Auftraggeber den Neu-
bau eines Feuerwehrgerätehauses
mit Wohnnutzung nach der
VOB/A-EU ausgeschrieben. Die
Leistungsbeschreibung beinhalte-
te umfassende Regelungen und
Vertragsbedingungen zur Bauaus-
führung, die in einer Vielzahl von
den Regelungen der VOB/B ab-
wichen und sich teilweise am
Bauvertragsrecht der §§ 650a ff.
BGB orientierten. Die Abwei-
chungen umfassten beispielsweise
den Ausschluss der Null-Ab-
schnitte und der Abrechnungsbe-
stimmungen der VOB/C, das
Recht zur Ersatzvornahme ohne
vorherige Auftragsentziehung ab-
weichend von § 4 Abs. 7 VOB/B,
die Berechtigung des Auftragge-
bers, neue Vertragsfristen nach
billigem Ermessen festzulegen,
die Verpflichtung des Bauunter-
nehmers zur Behinderungsanzei-
ge selbst bei Offenkundigkeit, die
Verlängerung der Frist des § 6
Abs. 7 VOB/B auf sechs Monate,
den Ausschluss von §§ 7, 12
Abs. 6 VOB/B sowie den Aus-
schluss von Teilabnahmen und
fiktiver Abnahmen.

Als vergaberechtswidrig
gerügt

Ein Bauunternehmen rügte die
vorstehenden Änderungen als ver-
gaberechtswidrig und beantragte
die Nachprüfung. Die Vergabe-
kammer Südbayern (Beschluss
vom 14. Februar 2022 –
3194.Z3-3_01-21-44) gab ihm
recht.

Die Münchner Nachprüfungs-
behörde stellte einen eklatanten
Verstoß gegen § 8a EU VOB/A
fest. Danach ist in den Vergabe-
unterlagen vorzuschreiben, dass
unter anderem die VOB/B Be-
standteil des Bauvertrags wird.
Dabei müssen die Regelungen
der VOB/B grundsätzlich unver-
ändert bleiben. Auf diese Weise
soll vermieden werden, dass
durch abweichende Vereinbarun-
gen der Parteien die VOB/B ihre
Privilegierung als Allgemeine Ge-

Vergabekammer Südbayern zur Zulässigkeit von Zusätzlichen Vertragsbedingungen

Auftraggeber dürfen VOB/B nicht aushebeln

Um die Vergabe für den Neubau eines Feuerwehrgerätehauses gab es Streit. Im Nürnberger Stadtteil Buch wird derzeit so ein Haus gebaut. Doch dieses hat nichts mit dem hier besprochenen Ver-
gabefall zu tun. FOTO: SCHWEINFURTH


